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	Kinderschutzbogen für die Risiko- / Gefährdungseinschätzung bei dem Verdacht auf eine Kindeswohlgefährdung im Landkreis Hildesheim

	

	Einrichtung:

     
Anschrift:

     
Ansprechpartner/in:

     
Telefonnummer:

     
E-Mail-Adresse:

     


	

	Angaben zur Familie:

	

	Kind
Name:
     
Vorname:

     
Geburtsdatum:

     
Geschlecht:

 FORMCHECKBOX 
 männlich

 FORMCHECKBOX 
 weiblich

Derzeitiger Aufenthalt des Kindes:

     
Geschwister / Kinder im Haushalt:
     
Sonstige im Haushalt lebende Personen:
     


	

	Mutter
 FORMCHECKBOX 
 leibliche Mutter

 FORMCHECKBOX 
 Stiefmutter

 FORMCHECKBOX 
 Pflegemutter

Familienstand:
     
Name:

     
Vorname:

     
Anschrift:

     
Telefonnummer:

     
E-Mail-Adresse:

     


	

	Vater
 FORMCHECKBOX 
 leiblicher Vater

 FORMCHECKBOX 
 Stiefvater

 FORMCHECKBOX 
 Pflegevater

Familienstand:

     
Name:

     
Vorname:

     
Anschrift:

     
Telefonnummer:

     
E-Mail-Adresse:

     


	

	Sorgerechtsstatus
 FORMCHECKBOX 
 gemeinsames Sorgerecht

 FORMCHECKBOX 
 alleiniges Sorgerecht Mutter

 FORMCHECKBOX 
 alleiniges Sorgerecht Vater

 FORMCHECKBOX 
 Sorgerecht liegt bei:

     


	

	Gewichtige Anhaltspunkte für den Beginn der Beobachtung / für den Beginn der Dokumentation:

     


	

	Maßnahmen der Einrichtung

	

	Familie

Ist die Familie über die Beobachtung informiert?

 FORMCHECKBOX 
 ja

 FORMCHECKBOX 
 nein

Ist das Kind über die Beobachtung informiert?

 FORMCHECKBOX 
 ja

 FORMCHECKBOX 
 nein

Anmerkungen / Gründe:

     


	

	Vorgehen in der Einrichtung
 FORMCHECKBOX 
 Dokumentation

 FORMCHECKBOX 
 Beratung mit der Einrichtungsleitung

 FORMCHECKBOX 
 andere Fachkräfte mit einbezogen

 FORMCHECKBOX 
 ja

 FORMCHECKBOX 
 nein

 FORMCHECKBOX 
 wenn ja, welche?

     
 FORMCHECKBOX 
 Hausbesuch

 FORMCHECKBOX 
 ja

 FORMCHECKBOX 
 nein

 FORMCHECKBOX 
 wenn ja, wann?

     
 FORMCHECKBOX 
 Beratung durch eine erfahrene Fach-kraft § 8 a SGB VIII
 FORMCHECKBOX 
 ja

 FORMCHECKBOX 
 nein

 FORMCHECKBOX 
 wenn nein, warum?

     


	

	Ergebnis der Beratung
 FORMCHECKBOX 
 

Vereinbarungen mit den sorgeberechtigten Personen zur Abwendung der Kindeswohlgefährdung

→
 FORMCHECKBOX 

Vereinbarung wurde erfolgreich umgesetzt

→
 FORMCHECKBOX 

Vereinbarung wurde nicht eingehalten, Rücksprache mit dem Jugendamt

 FORMCHECKBOX 

Fachstelle Kinderschutz, Beratung nach
§ 8b SGB VIII

 FORMCHECKBOX 

Fachstelle Kinderschutz, Beratung nach
§ 4 KKG

 FORMCHECKBOX 

Vereinbarung eines gemeinsamen Termins zur Klärung der weiteren abgestimmten Vorgehensweise

 FORMCHECKBOX 

Kenntnisnahme der grundlegenden Gesetze für den Kinderschutz

 FORMCHECKBOX 

Weiterleiten des Kinderschutzbogens bei Verdacht auf eine Kindeswohlgefährdung gemäß § 8a SGB VIII an die zuständige Jugendhilfestation:
 FORMCHECKBOX 
 

Jugendhilfestation
Nord

 FORMCHECKBOX 

Jugendhilfestation
Ost

 FORMCHECKBOX 

Jugendhilfestation
Süd

 FORMCHECKBOX 

Jugendhilfestation
West

 FORMCHECKBOX 

Jugendhilfestation
HI-NordWest

 FORMCHECKBOX 

Jugendhilfestation
HI-SüdOst



	

	Datum:

     
Unterschrift:

--------------------------------------------------------

     



	Zum Verbleib in der Einrichtung

	

	Weiterleiten der Informationen an das Jugendamt
 FORMCHECKBOX 
 am:      
 FORMCHECKBOX 
 per Fax

 FORMCHECKBOX 
 per E-Mail

 FORMCHECKBOX 
 per Post

 FORMCHECKBOX 
 per Telefon

 FORMCHECKBOX 
 

Rückmeldung vom Jugendamt über den Eingang des Kinderschutzbogens erfolgte am      


	

	 FORMCHECKBOX 

Anlagen:

alterspezifische Bögen zur Einschätzung der Gefährdung (können bei Bedarf dem Jugendamt zur Information mit gesandt werden)




Anhang

Grundlegende Gesetzte für den Kinderschutz auf einen Blick

In SGB VIII (Sozialgesetzbuch 8) ist der Kinderschutz in den § 8a  (Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung) und § 8b (Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen) geregelt.

§ 8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen.

Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese dem Erziehungsberechtigen anzubieten.

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken.

Besteht eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen.

(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken.

Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein.

(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 

1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung vornehmen,

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzugezogen wird sowie die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann.

(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung von Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach §8a erforderlich ist. 

Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

§ 8b Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen

(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen stehen, haben bei der Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft.

 (2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für einen Teil des Tages aufhalten oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die zuständigen Leistungsträger, haben gegenüber dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien 

1.zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt sowie

2.zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an strukturellen Entscheidungen in der Einrichtung sowie zu Beschwerdeverfahren in persönlichen Angelegenheiten.

Im KKG (Kinderschutz-Kooperations-Gesetz) ist der Kinderschutz in den § 1 (Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung) und § 4 (Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung) geregelt.

§ 1 Kinderschutz und staatliche Mitverantwortung

(1) Ziel des Gesetzes ist es, das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu schützen und ihre körperliche, geistige und seelische Entwicklung zu fördern. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder und Jugendlichen sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft ist es, soweit erforderlich, Eltern bei der Wahrnehmung ihres Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung zu unterstützen, damit 

      1. sie im Einzelfall dieser Verantwortung besser gerecht werden können,

      2. im Einzelfall Risiken für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen frühzeitig erkannt

          werden und

      3. im Einzelfall eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen vermieden 

         oder, falls dies im Einzelfall nicht mehr möglich ist, eine   weitere Gefährdung oder Schädigung

         abgewendet werden kann.

 (4) Zu diesem Zweck umfasst die Unterstützung der Eltern bei der Wahrnehmung ihres Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverantwortung durch die staatliche Gemeinschaft insbesondere auch Information, Beratung und Hilfe. Kern ist die Vorhaltung eines möglichst frühzeitigen, koordinierten und multiprofessionellen Angebots im Hinblick auf die Entwicklung von Kindern vor allem in den ersten Lebensjahren für Mütter und Väter sowie schwangere Frauen und werdende Väter (Frühe Hilfen). 

§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung

(1) Werden

1.Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern oder Angehörigen eines anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

2.Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung,

3.Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie

4.Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist,

5.Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

6.staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich anerkannten Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder

7.Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten Schulen

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind oder Jugendlichen und den Personensorgeberechtigten die Situation erörtern und, soweit erforderlich, bei den Personensorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

  

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft.  Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese zu pseudonymisieren.

(3) Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist ein Vorgehen nach Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen ein Tätigwerden des Jugendamtes für erforderlich, um eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, das Jugendamt zu informieren; hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. Zu diesem Zweck sind die Personen nach Satz 1 befugt, dem Jugendamt die erforderlichen Daten mitzuteilen. 
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